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Anlage 5 zur GRDrs 860/2013
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2014
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	4002200
40226000

	Schul-verwaltungsamt
	EG 9
	Sachbearbeiter/-in
	1,0
	KW 01/2018
	56.500 €


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung von einer Vollzeit-Stelle im Beschäftigungsverhältnis für das Sachgebiet Einrichtung, Lehr- und Lernmittel, Schulbudgets (40-2.2).
2
Schaffungskriterien

Aufgrund des Schulsanierungsprogramms liegt eine erhebliche Arbeitsvermehrung im Bereich Einrichtungsplanung vor.

Die Schaffung der Stelle ist unabweisbar, um einen wirtschaftlichen Ablauf der Sanierungs- und Neubauprojekte gewährleisten zu können, da die Einrichtungsplanung die Grundlage für das baulich Umzusetzende bildet. Da die Planung der Ausstattung (Kostengruppe 600) einen elementaren Teil innerhalb des Gesamtprojektes darstellt, weisen Projektsteuerer darauf hin, dass sich verspätete oder unscharfe Vorplanungen der KG 600 zeitlich und kostenmäßig negativ auf alle anderen Beteiligten des Gesamtprojekts auswirken.
Zur Abwicklung der Vorplanung und Entwicklung der Einrichtungsplanung steht eine erhebliche Anzahl an Planungs-, Beratungs- und Abstimmungsgesprächen an, bei denen schulische und außerschulische Partner, Planer und Architekten einzubeziehen sind. Hinsichtlich des notwendigen Zeitumfangs ist zu berücksichtigen, dass pädagogisch-inhaltliche und technische Anforderungen der Raumausstattung an die Gebäudeinfrastruktur stark zugenommen haben. Dies wiederum führt zu deutlich gestiegenen qualitativen Anforderungen an die Vor- und Entwurfsplanung der Einrichtung, aber auch zu einem erhöhten Querabstimmungsbedarf zwischen den einzelnen Fachplanern (z.B. benötigt eine Lehrküche zwischenzeitlich in Abhängigkeit vom Energiebedarf eine Be-/Entlüftung; dadurch werden nun zusätzliche Abstimmung mit Elektro- und Heizung-/Lüftung-/Sanitärplanern notwendig; hierdurch ergeben sich dann meist Auswirkungen auf den Fenster-/Fassadenplaner).
In der Folge sind die Vor- und Entwurfsplanungen der Einrichtung künftig als eine elementare Grundlage für das baulich Umzusetzende weit vor Baubeginn zu entwickeln. Je höher die Qualität der Vor- und Entwurfsplanung, desto geringere Folgekosten fallen für Umplanungen oder die Behebung von Fehlplanungen an.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Der Gemeinderat hat im letzten Doppelhaushalt auf Grundlage der sogenannten DreSo-Liste (erstellt durch das externe Gutachterbüro Drees & Sommer) den Einstieg in ein über viele Jahre laufendes Sanierungsprogramm für Schulen beschlossen. Die bereits laufenden 8 großen Projekte aus der DreSo-Liste und 32 bereits laufende Einzelvorhaben summieren sich bei der Einrichtung auf ca. 16 Mio. €.
Zusätzlich sind durch bildungspolitische Entscheidungen neue Aufgaben hinzu gekommen (Schülerhäuser, Ganztagesschulen, Gemeinschaftsschulen, Campusbetrachtungen für Schulzentren), die bei der Einrichtung aufgenommen und umgesetzt werden müssen.

Zum Doppelhaushalt 2012/2013 wurde das Sachgebiet bereits um eine 0,5 Stelle verstärkt. Dies ist für die Aufgabenfülle jedoch noch nicht ausreichend.
Zusätzlich zu den laufenden Einrichtungsmaßnahmen aus den Schulbudgets 

(ca. 4 Mio. €) wurden folgende Volumina aus Sanierungs-, Neu- und Erweiterungsbauten umgesetzt:

Vergleichsjahr 2011

4,0 Vollzeitkräfte, ca. 1,22 Mio. €;
Vergleichsjahr 2012
4,5 Vollzeitkräfte (incl. + 0,5 seit August 2012), ca. 2,27 Mio. €;
Prognosejahr 2013
4,5 Vollzeitkräfte im gesamten Jahr, ca. 3,5 Mio. € (Fehlbedarf von 0,5 Vollzeitstellen)
Prognosejahre 2014 + 2015 ff.
+ ca. 8,2 Mio. € (bereits beschlossene und finanzierte Projekte);

+ ca. 24,4 Mio. € Einrichtungskosten für in Planung befindliche Projekte, deren Ein-

                            richtungskosten bereits hochgerechnet sind;

+ 31 Projekte, deren Einrichtungskosten noch nicht hochgerechnet sind;

+ laufenden Sanierungsprojekte (DreSo) mit geringeren Volumina, die aber u.U. gleiche

                           Abstimmungsprozesse erfordern wie Großvorhaben;

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Mit dem vorhandenen Personalbestand sind die Anforderungen an eine frühzeitige und umfassend mit allen Beteiligten abgestimmte Vor- und Entwurfsplanung als Grundlage für die Fachplanungen, wie aufgezeigt, nicht leistbar.

Folgende Möglichkeiten zur Entlastung wurden bereits ergriffen:

· weitgehende Auslagerung von Einrichtungsplanungen an Externe (z.B. Fachplanungsbüros, Innenarchitekten von Rahmenvertragspartnern) – dennoch sind vor der Beauftragung von Externen die Grundlagen zu erheben und Vorgaben zu machen, der Projektverlauf zu begleiten und das Planungsergebnis schließlich zu prüfen und zu bewerten;
· Reduzierung der Zahl von Planungsgesprächen je Projekt;

· Vereinheitlichung der Kriterien für gleichartige Räume, die bei unterschiedlichen Projekten immer wiederkehren (z.B. Ganztagesräume, Schülerhausnutzungen etc.);

Es ist allerdings festzustellen, dass diese Entlastungsmöglichkeiten regelmäßig dann an ihre Grenzen stoßen, wenn Abstimmungen mit den schulischen und außerschulischen Partnern und/oder Schnittstellen zu anderen am Planungsprozess Beteiligten anstehen (Architekten, Fachplaner, EnBW, Caterer, Personalverwaltungen u.a.).

Die zeit- und regelkonforme Begleitung und Abwicklung der vom Gemeinderat beschlossenen Projekte ist nur mit der Schaffung von einer zusätzlichen 100 %-Stelle möglich. 
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Bereits jetzt werden Einrichtungsplanungen so spät erstellt, dass die Kosten von Bauprojekten durch notwendige Nacharbeiten bei anderen Fachplanern steigen bzw. zeitlicher Verzug entsteht. Diese wirtschaftlichen Nachteile für die Stadt müssen vermieden werden.
4
Stellenvermerke

KW 01/2018






